
Die Vorstellungen über die zukünftige Ausgestal-
tung der EU klaffen im Weimarer Dreieck weit aus-
einander. Eine Weiterentwicklung in Richtung eines 
supranational-föderalistischen Europas – wie Frank-
reich und Deutschland es anstreben – lehnt die PiS-
Regierung ebenso ab wie einen Verfassungskonvent, 
der den Weg dorthin ebnen könnte. Lediglich auf 
dem Gebiet der EU-Erweiterungspolitik lässt sich 
eine Annäherung erkennen. Von den Oppositions-
parteien wird die Linie der Regierung jedoch nicht 
geteilt. Polens künftiger europapolitischer Kurs 
wird daher wesentlich vom Ausgang der Wahlen im 
Herbst 2023 abhängen. 

Seit der Machtübernahme der Partei Recht und Gerech-
tigkeit (PiS) in Polen im Jahr 2015 unterscheiden sich 
die Vorstellungen der polnischen Regierung über die 
Zukunft der EU zunehmend von denjenigen Frank-
reichs und Deutschlands. Ihr Ideal einer intergouverne-
mentalen Union steht im klaren Kontrast zu der supra-
nationalen Weiterentwicklung der EU, die von Paris 
und Berlin favorisiert wird. Auch bei der Ausweitung 
der Entscheidungsfindung mit qualifizierter Mehrheit 
möchte Polen nicht mitziehen. Gleichzeitig kommen 
von der polnischen Regierung keine konstruktiven 
Alternativvorschläge für die Weiterentwicklung der EU. 
Dieser Umstand sowie der sich verschärfende Konflikt 
mit der Europäischen Kommission über die Rechts-
staatlichkeit und die Vergabe der Mittel des Corona-
Wiederaufbaufonds führen dazu, dass Polen auf der 
europäischen Bühne zunehmend isoliert dasteht. 

Gegen ein supranational-föderalistisches Europa

Die polnische Regierung teilt nicht die von der deut-
schen Ampelkoalition zunehmend angestrebte sowie 
von Präsident Macron mehrmals klar formulierte Idee 
der supranational-föderalistischen Weiterentwicklung 
der EU. Im Gegenteil setzt sie sich für eine intergouver-
nementale Union ein und wirft den EU-Institutionen – 
vor allem der Europäischen Kommission und dem Euro-
päischen Gerichtshof – vor, sie würden die ihnen in 
den Verträgen übertragenen Befugnisse überschreiten. 
Sie betont, dass die Europäische Union heute eine ganz 
andere Organisation sei als zum Zeitpunkt von Polens 
Beitritt im Jahr 2004. Damals bildete, aus ihrer Sicht, 
vor allem der freie Verkehr von Personen, Dienstleistun-
gen, Kapital und Waren den Kern der Union und War-
schau plädiert dafür, die europäische Integration auf 
diese Elemente zu begrenzen. Die Ausweitung der 
Kompetenzen der Brüsseler Behörden, die – so der Vor-
wurf – kein demokratisches Mandat haben, wird in 
Polen als höchst problematisch und bedrohlich für die 
Zukunft der EU wahrgenommen. So schrieb Premier-
minister Mateusz Morawiecki im Oktober 2021 in 
einem offenen Brief an den Europäischen Rat: „Leider 
gibt es heute ein sehr gefährliches Phänomen, dass 
bestimmte Institutionen der Europäischen Union Be-
fugnisse an sich reißen, die ihnen den Verträgen nach 
nicht zustehen, und den Mitgliedstaaten ihren Willen 
aufzwingen.« Die polnische Regierung sieht sogar die 
Ursache für den Brexit in der Abkehr von den ursprüng-
lichen Prämissen der europäischen Integration und der 
mit den Verträgen unvereinbaren Ausdehnung der Zu-
ständigkeiten der EU-Institutionen begründet. Geht es 
nach ihr, sollen die Nationalstaaten und intergouverne-
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mentale Entscheidungen weiterhin im Vordergrund 
der europäischen Integration stehen. Dies ist für War-
schau die Voraussetzung für eine starke Union.

Beibehaltung des Vetorechts
 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, 
dass Polen die Vorschläge von Deutschland und Frank-
reich kritisiert, jene Politikbereiche, in denen Entschei-
dungen mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden, 
auszuweiten. Aus der Befürchtung heraus, dass die 
stärkeren Mitgliedstaaten die Oberhand gewinnen 
könnten und es unmöglich wäre, die polnischen Inter-
essen zu wahren, setzt sich die Regierung für die Beibe-
haltung des Vetorechts und der Einstimmigkeit ein. 
Auch hat Polen in den letzten Jahren wiederholt damit 
gedroht, von seinem Vetorecht Gebrauch zu machen, 
zum Beispiel beim EU-Klimapaket Fit for 55 (im Hin-
blick auf Lösungen zur Verringerung der CO2-Emissio-
nen) oder beim EU-Haushalt (im Hinblick auf den Vor-
schlag, die Auszahlung von EU-Geldern an die Einhal-
tung rechtsstaatlicher Normen zu knüpfen). 

Auch in der Außen- und Sicherheitspolitik will die pol-
nische Regierung – im Gegensatz zu einer wachsenden 
Gruppe von Staaten und den EU-Institutionen – nicht 
auf ihr Vetorecht verzichten. Sie sieht die Gefahr, dass 
die deutschen und die französischen Interessen die EU-
Außenpolitik dominieren würden. Insbesondere die 
französische Vision bezüglich der Weiterentwicklung 
der Union als geopolitischer Akteur unterscheidet sich 
stark von den polnischen Ideen. Die von Präsident 
Macron vorgeschlagene und angestrebte strategische 
Souveränität der EU wird von der Regierung in War-
schau als gefährlich für das transatlantische Verhältnis 
angesehen. Für Polen ist die NATO der Garant der kol-
lektiven Sicherheit und Verteidigung und das bilaterale 
Bündnis mit den Vereinigten Staaten ist von besonde-
rer Bedeutung. Der russische Angriff auf die Ukraine 
hat diese Wahrnehmung nur gefestigt. Auch betrachtet 

Warschau Frankreichs Vorschläge für die Stärkung der 
europäischen Rüstungsindustrie mit großem Miss-
trauen und sieht darin vor allem Vorteile für die franzö-
sische Industrie.

Skepsis gegenüber Vertragsänderung
 
Die Absicht, eine Änderung der EU-Verträge anzustre-
ben, um die Union effektiver und transparenter zu 
machen, wird im deutschen Koalitionsvertrag sowie in 
den Schlussfolgerungen der Konferenz zur Zukunft 
Europas angeführt. Zuletzt wurde sie – neben Frank-
reich und Deutschland – auch von Spanien und (vor 
den Parlamentswahlen im September 2022) von Italien  
unterstützt. Von der polnischen Regierung ist sie hin-
gegen nicht gewollt. Zusammen mit zwölf anderen 
Mitgliedstaaten hat sich Polen gegen Änderungen der 
Verträge ausgesprochen und argumentiert, dass die EU 
angesichts des Kriegs in der Ukraine und den damit 
verbundenen Herausforderungen wie steigenden Ener-
giepreisen und Inflationsraten zur Zeit wichtigere 
Handlungsprioritäten habe, als einen europäischen Re-
formprozess zu initiieren. Zudem sieht die Regierung 
in Warschau die Gefahr, dass durch die Reformen wei-
tere Kompetenzen nach Brüssel verlagert werden, die 
re-formierte Union an Supranationalität gewinnt und 
die polnische Stimme an Bedeutung verliert.
 
Annäherung bei EU-Erweiterung
 
Interessanterweise steht die Zurückhaltung bei der 
Reform der Union nicht im Widerspruch zu der starken 
Unterstützung der polnischen Regierung für die EU-
Erweiterung, obwohl viele Expert*innen darauf hinwei-
sen, dass eine erweiterte Union ohne die Reform der 
Entscheidungsprozesse nicht handlungsfähig wäre. 
Warschau hat sich sehr dafür eingesetzt, der Ukraine 
den EU-Kandidatenstatus zu verleihen, und befürwor-
tet auch den Beitritt anderer Länder der Östlichen Part-
nerschaft wie Georgien und Moldau. In dieser Hinsicht 
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ähnelt Polens Position den Ideen, die Kanzler Scholz in 
seiner Europa-Rede an der Prager Karls-Universität im 
August 2022 formuliert hat. Frankreich hingegen ist 
mit Blick auf die EU-Erweiterung zurückhaltender und 
Präsident Macron hat lange gebraucht, um seine Zu-
stimmung zum Kandidatenstatus der Ukraine zu äu-
ßern. Gleichzeitig nehmen polnische Regierungskreise 
seine Initiative, eine Europäische Politische Gemein-
schaft zu gründen, eher skeptisch auf. Sie möchten 
nicht, dass die EU damit eine „Alternative“ zur Erwei-
terung schafft. Darüber hinaus gehen Macrons Vor-
schläge in Richtung einer Union mehrerer Geschwin-
digkeiten, was für Polen – angesichts der obengenann-
ten grundsätzlichen Unterschiede zu Frankreich und 
Deutschland sowie den Konflikten mit den EU-Institu-
tionen – nachteilig sein könnte. Mit seinem inklusiven 
Integrationsansatz und seinem Gegengewicht zu den 
wesentlich weiter gehenden Vorschlägen Frankreichs 
war Deutschland traditionell ein Verbündeter von Polen 
in der Kritik gegenüber einer Union der mehreren Ge-
schwindigkeiten. Die deutsche Position scheint sich 
jedoch aufgrund der Aussicht auf die Erweiterung und 
der Notwendigkeit, die EU angesichts des zunehmen-
den geopolitischen Drucks zu einem einflussreichen in-
ternationalen Akteur zu machen, zu ändern.

Die Wahlen 2023 als Wendepunkt?

Nicht alle obengenannten Aspekte der Europapolitik 
der polnischen Regierung werden von den oppositio-
nellen Parteien geteilt. Ein Sieg der Opposition bei den 
Parlamentswahlen im Herbst 2023 – der ein durchaus 
realistisches Szenario darstellt, wenn sie unter einer 
gemeinsamen Liste antritt – würde einen bedeutenden 
Wechsel in der Europapolitik und damit auch eine An-
nährung an die deutsche und zum Teil auch an die 
französische Position mit sich bringen. Meinungsum-
fragen zeigen, dass die Mehrheit der Polinnen und Po-
len einer supranationalen EU aufgeschlossen gegen-
übersteht. 38% der Befragten wünschen eine stärkere 

Integration zwischen allen EU-Ländern und 29% wür-
den es vorziehen, den derzeitigen Stand der Integration 
beizubehalten. Indessen würden 16% einer Verringe-
rung der Integration und einer Stärkung der Rolle der 
Nationalstaaten den Vorzug geben. Solange die PiS je-
doch an der Macht bleibt, ist ein Kurswechsel nicht zu 
erwarten und die polnische Sicht auf die französischen 
und deutschen Zukunftsentwürfe der EU wird kritisch 
bleiben. Dies wird die Möglichkeit eines wirksamen 
Wandels innerhalb der EU selbst einschränken; Polen 
ist immerhin ihr fünftgrößtes Mitglied. Aus diesem 
Grund wäre es ratsam, dass Frankreich und Deutsch-
land trotz der genannten Differenzen weiterhin versu-
chen, Polen einzubeziehen, sei es in offiziellen Kreisen, 
in der Opposition oder im Nichtregierungssektor. Dies 
ist vor allem vor dem Hintergrund der aktuellen Sicher-
heitslage in Europa von Bedeutung. Polen und andere 
Länder in der Region haben ihre Partner in Westeuropa 
wiederholt vor den imperialistischen Absichten Russ-
lands gewarnt. Ihre Befürchtungen haben sich leider 
als richtig erwiesen und der Krieg in der Ukraine zeigt, 
dass die EU, trotz der bestehenden Differenzen, als Ge-
samtheit auftreten muss. 
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